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Dr. Thomas Petersen 

Institut für Demoskopie Allensbach 

Debatten am Bürger vorbei

Die Wahl des AfD-Kandidaten Robert 
Sesselmann zum Landrat im Kreis Sonneberg 
am vergangenen Sonntag hat zu einer 
intensiven öffentlichen Diskussion um die 
Ursachen des Wahlergebnisses geführt. Mit 
gutem Grund wurde dabei auf eine 
Unzufriedenheit weiter Teile der Bevölkerung 
mit der Einwanderungs- und 
Klimaschutzpolitik der Bundesregierung 
verwiesen. Darüber hinaus ist aber wohl auch 
festzuhalten, dass sich in den letzten zwei, drei 
Jahren ganz allgemein und gegen den Trend in 
den eineinhalb Jahrzehnten zuvor eine 
Entfremdung zwischen der Politik und vielen 
Bürgern vollzogen hat.  

Deutlich erkennbar ist dies an den Ergebnissen 
der vom Institut für Demoskopie Allensbach 
regelmäßig in Repräsentativumfragen 
gestellten Frage „Hat man als Bürger Einfluss 
auf das, was hier am Ort geschieht, oder ist man 
da machtlos?“ Seit dem Jahr 1992, als die Frage 
zum ersten Mal gestellt wurde, stieg langsam 
aber eindeutig die Anzahl derjenigen, die 
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sagten, man habe durchaus Einfluss auf die 
Vorgänge am Wohnort. Vor rund drei 
Jahrzehnten vertraten 22 Prozent der Befragten 
diese Meinung. 2021 war der Wert auf 47 
Prozent gestiegen. Nun aber, in der aktuellen 
Umfrage im Auftrag der FAZ, ist er wieder 
zurückgefallen, und zwar auf 29 Prozent. 
Umgekehrt war von 1992 bis 2021 die Anzahl 
derer, die angaben, man sei als Bürger 
machtlos, von 55 auf 30 Prozent 
zurückgegangen. Aktuell liegt der Wert wieder 
bei 52 Prozent und damit fast auf dem gleichen 
Niveau wie vor 31 Jahren. Noch negativer sind 
die Werte in Ostdeutschland: Hier meinten fast 
zwei Drittel (63 Prozent), man sei als Bürger 
machtlos. Nur 14 Prozent widersprachen. 
 
Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
dass sich in den letzten Jahren viele Debatten in 
Politik und Medien so sehr von der 
Lebenswirklichkeit der Bürger entfernt haben, 
dass diese sich darin kaum noch wiederfinden. 
Erkennbar ist dies auch an den Diskussionen 
um Änderungen im Wahlrecht. Dieses Thema 
bildete den Schwerpunkt der aktuellen 
Umfrage. Die Ergebnisse zeigen, dass manche 
öffentlich erhobene Forderung nach einer 
Reform des Wahlrechts offensichtlich an den 
Wünschen und Bedürfnissen der Mehrheit der 
Bürger vorbei geht. 
 
Um zu verstehen, in welchem Maß dies der Fall 
ist, muss man sich zunächst einmal den 
Wissensstand der Bevölkerung zu 

Schaubild 1 

Tabelle A 1 
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Grundprinzipien der Demokratie und des 
Wahlrechts vor Augen führen. Die aktuelle 
Umfrage enthielt hierzu zwei Fragen. Die eine 
lautete: „Wie ist das eigentlich bei uns im 
Grundgesetz geregelt, haben wir eine 
repräsentative Demokratie oder eine direkte 
Demokratie?“ Gerade 47 Prozent der Befragten 
konnten auf diese Frage antworten, dass wir in 
einer repräsentativen Demokratie leben. Eine 
Mehrheit von 53 Prozent gab entweder die 
falsche Antwort, zeigte sich unentschieden oder 
sagte rundheraus, dass sie die Antwort nicht 
wüsste. 

Die zweite Frage betraf das Prinzip des 
Zweistimmen-Wahlrechts. Sie lautete: „Bei der 
Bundestagswahl kommt es ja vor allem darauf 
an, wie viele Abgeordnete eine Partei in den 
Bundestag bringt. Wissen Sie zufällig, welche 
Stimme für die Stärke der Parteien im 
Bundestag den Ausschlag gibt: die Erststimme 
oder die Zweitstimme, oder sind beide gleich 
wichtig?“ Hier wussten nur 42 Prozent der 
Befragten, dass die Zweitstimme für die Stärke 
der Parteien im Bundestag entscheidend ist. 
Eine klare Mehrheit von 58 Prozent machte 
falsche Angaben oder wich auf die Antwort 
„Weiß nicht“ aus. 

Man wird diese Ergebnisse als Ausweis 
deutlicher Defizite in der politischen 
Bildungsarbeit in Deutschland deuten müssen, 
zumal sich am Wissensstand der Bürger im 
Vergleich zu Befragungen aus früheren 

Schaubild 2 

Schaubild 3 
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Jahrzehnten nicht viel geändert hat. Doch es ist 
wichtig, diese Zahlen zu kennen. Dann drängt 
sich nämlich die Frage auf, ob es wirklich der 
Bindung der Bürger an die Politik dient, dass 
die Wähler dutzende Stimmen zum 
„Kumulieren“ und „Panaschieren“ bekommen, 
wenn die meisten noch nicht einmal wissen, 
was mit den zwei Stimmen bei der 
Bundestagswahl anzufangen ist. 
 
Vor diesem Hintergrund sind auch die 
Antworten der Befragten auf eine Frage zu 
betrachten, bei der die Interviewer den 
Befragten verschiedene Aspekte einer Wahl 
vorlegten mit der Bitte anzugeben, welche 
davon ihnen bei Bundestagswahlen besonders 
wichtig seien. 74 Prozent gaben bei dieser 
Frage an, dass es ihnen besonders wichtig sei, 
dass keine Partei durch das Wahlrecht einen 
Vorteil gegenüber einer anderen Partei hat. An 
zweiter Stelle in der Rangliste folgt, genannt 
von 65 Prozent, der Punkt „Dass das 
Wahlsystem und die Vergabe der Sitze im 
Bundestag von jedem Bürger leicht 
nachzuvollziehen sind.“ 62 Prozent hielten es 
für besonders wichtig, dass die Zahl der 
Abgeordneten im Bundestag eine festgelegte 
Obergrenze hat, die nicht überschritten werden 
darf. Andere Punkte, die in der öffentlichen 
Diskussion eine Rolle spielen, wurden dagegen 
als weniger wichtig angesehen. Mit 46 Prozent 
noch recht oft wurde noch die Aussage „Dass 
der Kandidat, der in einem Wahlkreis die 
meisten Stimmen erhält, auf jeden Fall in den 
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Bundestag einzieht“ ausgewählt. Allerdings 
fand das Ziel, dass alle Parteien genauso viele 
Sitze erhalten sollten, wie ihnen nach dem 
Zweitstimmenergebnis zustehen, mit 38 
Prozent nicht viel weniger Zustimmung. 
 
An diesen Ergebnissen zeigt sich deutlich die 
Problematik des kürzlich vom Bundestag 
verabschiedeten neuen Wahlgesetzes. Denn 
eine fixe Obergrenze der Anzahl der 
Abgeordneten, eine exakte Repräsentation des 
Zweitstimmenergebnisses und sichere Sitze für 
alle Wahlkreissieger sind nicht gleichzeitig zu 
verwirklichen. Dennoch müsste man im Licht 
dieser Resultate annehmen, dass das neue 
Wahlgesetz auf Zustimmung stößt, 
berücksichtigt es doch die drei von den 
Befragten am häufigsten genannten Kriterien: 
Es ist zumindest etwas einfacher und 
nachvollziehbarer als das alte System, es führt 
eine feste Obergrenze bei der Zahl der 
Abgeordneten ein und es bevorzugt – 
zumindest theoretisch – keine Partei. 
Und tatsächlich reagierten die Befragten in der 
vorliegenden Umfrage zumindest nicht negativ 
auf die Neuregelung. Es wurde versucht, mit 
möglichst verständlichen Formulierungen die 
zwei wichtigsten Änderungen des Wahlsystems 
vorzustellen. Eine Frage lautete: „Bisher war es 
so, dass eine Partei auch dann in den Bundestag 
einziehen konnte, wenn sie bundesweit zwar 
weniger als fünf Prozent der Zweitstimmen 
bekam, aber dafür mindestens drei Wahlkreise 
gewonnen hatte. Diese Regel ist jetzt 



 

 

- 6 - 

abgeschafft worden und eine Partei muss 
zwingend fünf Prozent der Zweitstimmen 
erhalten, um in den Bundestag einzuziehen. 
Finden Sie diese Neuregelung gut, oder finden 
Sie die alte Regelung besser?“ 52 Prozent der 
Befragten antworteten auf die Frage, sie fänden 
die neue Regelung gut, nur 18 Prozent 
bevorzugten die alte. Wenn man im Fragetext 
allerdings ausdrücklich darauf hinweist, dass 
das neue Gesetz dazu führen könnte, dass die 
CSU aus dem Bundestag ausscheidet, auch 
wenn sie in Bayern fast alle Wahlkreise 
gewinnt, relativiert sich das Bild. Im Licht 
dieser Information befürworteten nur noch 40 
Prozent die neue Regelung, 26 Prozent 
widersprachen, auffallend viele (34 Prozent) 
äußerten sich unentschieden. 
 
Unsicher zeigten sich viele Befragte auch bei 
der Beurteilung der zweiten potentiellen Folge 
des neuen Wahlrechts, nämlich, dass es 
vorkommen kann, dass ein Kandidat, der in 
seinem Wahlkreis die meisten Stimmen erhält, 
dennoch nicht automatisch in den Bundestag 
einzieht. Bei der Frage, ob sie das in Ordnung 
fänden, oder ob in jedem Fall der direkt 
gewählte Kandidat in den Bundestag einziehen 
sollte, zeigten sich die Befragten ratlos: 39 
Prozent fanden, es sollte in jedem Fall der 
Wahlkreisgewinner in den Bundestag 
einziehen, 31 Prozent meinten dagegen, eine 
solche Neuregelung sei in Ordnung. 30 Prozent 
waren unentschieden. Ein solches Ergebnis, bei 
dem sich grob jeweils ein Drittel der Befragten 

Tabelle A 3 
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für und gegen eine Position ausspricht und das 
verbliebene Drittel auf die Kategorie 
„Unentschieden“ ausweicht, ist ein deutliches 
Kennzeichen für Orientierungslosigkeit in der 
Bevölkerung. Man muss annehmen, dass viele 
von der Frage überfordert waren. 

Bei jenen Aspekten des Themas Wahlrecht 
aber, die unkompliziert zu formulieren und in 
ihren potentiellen Folgen überschaubar sind, 
erkennt man, dass sich die öffentliche 
Diskussion entgegen dem Willen der Mehrheit 
der Bevölkerung bewegt. So lehnten in der 
aktuellen Umfrage 63 Prozent der Befragten 
eine Verlängerung der Wahlperiode von vier 
auf fünf Jahre ab. Lediglich 19 Prozent 
meinten, man sollte nur alle fünf Jahre wählen. 
Rechnet man diejenigen hinzu, die sich für 
einen noch längeren Zeitraum aussprachen, 
kommt man auf 22 Prozent, weniger als ein 
Viertel.  

Bei der Frage „Fänden Sie es besser, wenn 
junge Menschen schon ab 16 Jahren an 
Bundestagswahlen teilnehmen dürften, oder 
sollte es bei 18 Jahren bleiben?“ antworteten 
drei Viertel (75 Prozent) sie seien dafür, dass es 
beim Mindestwahlalter von 18 Jahren bleibt. 
Dabei hat seit dem Jahr 2008, als zum ersten 
Mal nach diesem Thema gefragt wurde, die 
Zahl der Befürworter einer Senkung des 
Wahlalters nur geringfügig zugenommen. 
Selbst die unter 30-Jährigen sprachen sich in 
der aktuellen Umfrage mit einer klaren 

Schaubild 4 
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Mehrheit von 52 zu 34 Prozent dafür aus, das 
Wahlalter beizubehalten. Die Ablehnung zieht 
sich dabei durch fast alle politischen Lager. 
Lediglich die Anhänger der Grünen, deren 
Partei wahrscheinlich am meisten von einer 
Senkung des Wahlalters profitieren würde, 
zeigen sich mit 45 zu 43 Prozent gespalten. 
 
So fügen sich die Umfrageergebnisse zu 
möglichen Änderungen des Wahlrechts ein in 
ein Gesamtbild, das auch auf anderen 
Politikfeldern zu beobachten ist: Es werden 
über die Medien Diskussionen geführt, die an 
der Mehrheit der Bevölkerung vorbeilaufen. Es 
werden Konzepte entwickelt in der Annahme, 
dass sie auf Zustimmung stoßen, die aber von 
den meisten erst gar nicht verstanden, und dort 
wo sie verständlich sind, eindeutig und mit 
großer Mehrheit abgelehnt werden. 
 
Wenn aber alle demokratischen Parteien, 
einschließlich der demokratischen Opposition, 
Ziele verfolgen und Entscheidungen mittragen, 
die zwar Intellektuellen und Journalisten 
gefallen, die Mehrheit der Bevölkerung aber 
befremden oder gar bei ihr existenzielle Sorgen 
auslösen, darf man sich nicht wundern, wenn 
sich bei dieser Mehrheit das Gefühl der 
Wehrlosigkeit breitmacht und einige sich dann 
mangels anderer Alternativen der AfD 
zuwenden. 

 

Tabelle A 5 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Anzahl der Befragten:  1039 

Befragungszeitraum: 9.6. bis 22.06.2023 

Methode: Repräsentative Quotenauswahl 

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face) 



 

 

 

 
A n h a n g t a b e l l e n 



Das Gefühl der Machtlosigkeit 
ist in Ostdeutschland besonders stark 

FRAGE: "Hat man als Bürger Einfluss auf das, was hier am Ort geschieht, oder 
ist man da machtlos?" 

Bevölkerung Ost- 
 insgesamt deutschland 

% % 

Man hat Einfluss ......................................... 29 ........................................... 14 

Man ist machtlos ........................................ 52 ........................................... 63 

Unentschieden .........................................   19 .........................................   23 
100 100 

Tabelle A 1 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12072, Juni 2023 



 

 

 
Was bei der nächsten Bundestagswahl 
wichtig ist 
 
 
 
 
FRAGE: "Was einem bei Wahlen zum Bundestag wichtig ist, kann ja ganz unterschiedlich sein. Jetzt 

einmal unabhängig davon, wie Bundestagswahlen zurzeit tatsächlich durchgeführt werden, 
was würden Sie sagen: Was von diesen Karten wäre Ihnen bei Bundestagswahlen 
besonders wichtig, was auch noch wichtig und was wäre Ihnen weniger bzw. gar nicht 
wichtig?“ 

 
 
 Bevölkerung 
 insgesamt 
 
 % 
 
Dass keine Partei durch das Wahlrecht bzw. das Wahlsystem einen Vorteil 
gegenüber anderen Parteien hat ................................................................................................. 74 
 
Dass das Wahlsystem und die Vergabe der Sitze im Bundestag von jedem Bürger 
leicht nachzuvollziehen sind ........................................................................................................ 65 
 
Dass die Zahl der Abgeordneten im Bundestag eine festgelegte Obergrenze hat, 
die nicht überschritten werden darf .............................................................................................. 62 
 
Dass der Kandidat, der in einem Wahlkreis die meisten Stimmen erhält, 
auf jeden Fall in den Bundestag einzieht ..................................................................................... 46 
 
Dass nicht zu oft etwas am Wahlrecht und Wahlsystem geändert wird ...................................... 44 
 
Dass die Parteien im Bundestag genau so viele Sitze erhalten, wie ihnen nach den 
abgegebenen Zweitstimmen zustehen ........................................................................................ 38 
 
Dass jeder Wahlkreis durch einen direkt gewählten Kandidaten 
im Bundestag vertreten wird ........................................................................................................ 35 
 
Dass keine Stimme verloren gehen kann, weil die gewählte Partei 
z.B. an der 5 Prozent-Hürde scheitert ......................................................................................... 26 
 
Dass man mehrere Stimmen hat, die man auf verschiedene Parteien 
bzw. Kandidaten verteilen kann ................................................................................................... 24 
 
Dass die Wahlkreise gleich groß sind, so dass jeder Abgeordnete nach der Wahl 
die gleiche Zahl von Bürgern vertritt ............................................................................................ 24 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 2 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12072, Juni 2023 



Abschaffung der Überhangmandate: 
Auswirkung auf Parteien

FRAGE: "Bisher war es so, dass eine Partei auch dann in den Bundestag einziehen 
konnte, wenn sie bundesweit zwar weniger als 5 Prozent der 
Zweitstimmen bekam, aber dafür mindestens drei Wahlkreise gewonnen 
hatte. Diese Regel ist jetzt abgeschafft worden und eine Partei muss 
zwingend 5 Prozent der Zweitstimmen erhalten, um in den Bundestag 
einzuziehen. Finden Sie diese Neuregelung gut, oder finden Sie die alte 
Regelung besser?“ 

Bevölkerung 
 insgesamt 

% 

Finde Neuregelung gut ................................................................... 52 
Alte Regelung besser ..................................................................... 18 
Unentschieden .............................................................................   30 

100 

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

FRAGE: "Bisher war es so, dass eine Partei auch dann in den Bundestag einziehen 
konnte, wenn sie bundesweit zwar weniger als 5 Prozent der 
Zweitstimmen bekam, aber dafür mindestens drei Wahlkreise gewonnen 
hatte. Diese Regel ist jetzt abgeschafft worden und eine Partei muss 
zwingend 5 Prozent der Zweitstimmen erhalten, um in den Bundestag 
einzuziehen. Dass kann dazu führen, dass zum Beispiel die CSU, die in 
Bayern fast alle Wahlkreise gewinnt, nicht mehr im Bundestag vertreten 
ist, wenn sie bundesweit weniger als 5 Prozent erhält. Finden Sie diese 
Neuregelung gut, oder finden Sie die alte Regelung besser?“ 

Bevölkerung 
insgesamt 

% 

Finde Neuregelung gut .............................................................. 40 
Alte Regelung besser ................................................................ 26 
Unentschieden ........................................................................   34 

100 

 

Tabelle A 3 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12072, Juni 2023 



Abschaffung der Überhangmandate: 
Auswirkung auf einzelne Kandidaten

FRAGE: "Um den Bundestag zu verkleinern, ist eine Wahlrechtsreform geplant. 
Bei dieser Reform kann es vorkommen, dass der Kandidat, der die 
meisten Stimmen in einem Wahlkreis erhält, nicht mehr automatisch 
für den Wahlkreis in den Bundestag einzieht. 

 Einmal ganz allgemein gefragt: 
 Fänden Sie das in Ordnung, oder finden Sie, es sollte in jedem Fall 
der direkt gewählte Kandidat aus jedem Wahlkreis in den Bundestag 
einziehen?" 

Bevölkerung 
insgesamt 

% 

In Ordnung ................................................................................ 31 

Sollte in jedem Fall einziehen .................................................... 39 

Unentschieden ........................................................................   30 
100 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12072, Juni 2023 

Tabelle A 4 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 



Gesellschaftlicher Konsens:  
Beibehaltung des Wahlalters 

FRAGE: "Zurzeit muss man ja mindestens 18 Jahre alt sein, um bei 
Bundestagswahlen wählen zu dürfen. Wie sehen Sie das: Fänden Sie es 
besser, wenn junge Menschen schon ab 16 Jahren an Bundestagswahlen 
teilnehmen dürften, oder sollte es bei 18 Jahren bleiben?“ 

Bevölk. Unter 30 - Anhänger der - 
insg. Jährige --------------------------------------------------- 

CDU/ SPD FDP B.90/  Die AfD 
CSU   Grüne Linke 

% % % % % % % % 

Fände 16 Jahre 
besser ................................. 16 34 9 ...... 14 ....... 5 ...... 43 ........ 25 ..... 1 

Sollte bei 18 bleiben ............ 75 52 85 ...... 75 ..... 90 ...... 45 ........ 60 ... 92 

Unentschieden ...................    9  14    6 .....  11 ....    5 .....  12 .......  15 ..    7 
100 100 100 100 100 100 ...... 100 . 100 

 

Tabelle A 5 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 12072, Juni 2023 



2017: Jahresdurchschnitt 36,0 ....9,0...25,0 .....8,5 ....8,5......9,0 ..4,0

2018: Jahresdurchschnitt 31,5 ....9,5...19,0 ....13,0 ....9,5.....13,5 ..4,0

2019: Jahresdurchschnitt 30,0 ....7,5...16,0 ....20,5 ....8,0.....13,0 ..5,0

2020: Jahresdurchschnitt.35,5 ....6,5...16,0 ....20,0 ....7,5.....10,0 ..4,5

2021: 10.-20. Januar.....37,0 ....6,5...16,0 ....20,0 ....7,5......9,0 ..4,0
4. - 17. Februar...37,0 ....7,0...15,0 ....20,0 ....7,0......9,5 ..4,5
8. - 21. März......28,5 ....8,5...18,0 ....21,5 ....8,5.....10,0 ..5,0
6. - 15. April.....28,0 ...10,0...16,5 ....23,0 ....7,5......9,5 ..5,5
23. April - 6.Mai..26,0 ...10,0...17,0 ....26,0 ....7,0......9,0 ..5,0
1. - 13. Mai.......27,5 ...10,0...16,0 ....24,0 ....6,5.....10,0 ..6,0
28. Mai - 9. Juni..29,5 ...11,0...17,0 ....21,5 ....7,0......9,0 ..5,0
3. - 14. Juli......31,5 ...12,0...16,5 ....18,0 ....6,5......9,5 ..6,0
3. - 22. Juli......30,0 ...12,0...16,0 ....19,5 ....7,0......9,5 ..6,0
5. - 17. August....27,5 ...11,0...19,5 ....17,5 ....7,5.....11,0 ..6,0
18. - 26. August...26,0 ...10,5...24,0 ....17,0 ....6,0.....10,5 ..6,0
1. - 7. Sept.......25,0 ....9,5...27,0 ....15,5 ....6,0.....11,0 ..6,0
16. - 23. Sept.....25,0 ...10,5...26,0 ....16,0 ....5,0.....10,0 ..7,5

1. - 14. Oktober...21,0 ...14,0...28,0 ....15,0 ....5,0......9,5 ..7,5
29.Okt.-11.Nov.....23,0 ...14,0...27,0 ....15,0 ....5,5......9,5 ..6,0
1. - 15. Dezember..24,0 ...13,0...26,0 ....15,0 ....5,0.....10,5 ..6,5

2022: 6. - 20. Januar ...23,0 ...12,5...27,5 ....14,5 ....5,5.....10,0 ..7,0
3. - 16. Februar...27,0 ...10,5...25,0 ....15,0 ....6,0.....10,0 ..6,5
9. - 21. März......25,0 ...10,5...25,0 ....17,0 ....5,0.....10,0 ..7,5
25. März - 6. Apr..24,0 ....9,0...28,0 ....17,0 ....6,0......9,0 ..7,0
6. - 18. Mai.......29,0 ....8,0...24,0 ....20,5 ....4,5......9,0 ..5,0
3. - 17. Juni......27,0 ....8,0...23,0 ....22,0 ....4,5.....10,0 ..5,5
8. - 21. Juli......27,5 ....7,0...22,0 ....22,0 ....5,0.....11,0 ..5,5
5. - 18. August....29,0 ....8,0...19,5 ....21,0 ....5,0.....12,0 ..5,5
1. - 14. September.30,0 ....7,0...20,0 ....19,0 ....5,5.....13,0 ..5,5
1. - 13. Oktober...30,5 ....7,0...19,0 ....19,0 ....5,0.....14,0 ..5,5
5. - 17. November..29,5 ....7,0...20,0 ....20,0 ....4,0.....14,0 ..5,5
2. - 15. Dezember..30,0 ....7,5...22,0 ....18,0 ....4,5.....12,0 ..6,0

2023: 5. - 18. Januar....31,0 ....6,0...21,0 ....17,0 ....4,5.....14,0 ..6,5
27. Jan. - 9. Febr.30,0 ....7,5...22,5 ....16,0 ....4,0.....14,0 ..6,0
2. - 15. März......31,0 ....6,5...21,0 ....16,0 ....4,5.....15,0 ..6,0
3. - 18. April.....31,0 ....7,5...20,0 ....15,0 ....5,0.....16,0 ..5,5
28. April-10. Mai..32,0 ....8,0...18,0 ....16,0 ....5,0.....15,0 ..6,0
9. bis 22. Juni....31,0 ....8,0...19,0 ....15,0 ....4,0.....17,0 ..6,0

Befragt wurden persönlich-mündlich insgesamt 1.039 Personen.

Bei dieser Stichprobengröße beträgt die Fehlerspanne bei einem Anteilswert 
von 30 Prozent rund +/- 3 Prozentpunkte und bei einem Anteilswert von 
10 Prozent rund +/- 2 Prozentpunkte.

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, IfD-Umfrage 12072

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

-------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE
% % % % % % %

Bundestagswahl
24.9.2017 ...............32,9 ...10,7...20,5 .....8,9 ....9,2.....12,6 ..5,2

Bundestagswahl
26.9.2021 ...............24,1 ...11,5...25,7 ....14,8 ....4,9.....10,3 ..8,7
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 148 

vom 29. Juni 2023, S. 10, unter dem Titel: 

"Am Bürger vorbei. Viele Deutsche meinen, keinen 

 Einfluss mehr auf das zu haben, was um sie herum 

 geschieht."  



Zeitgeschehen

D ie WahlWahlW des AfD-Kandidaten
Robert sesselmann zum
landrat im Kreis sonneberg
am sonntag hat zu einer in-

tensiven öffentlichen Diskussion um die
Ursachen des ergebnisses geführt. Mit
gutemGrund wurde dabei auf eine Unzu-
friedenheit weiter teileteilet der Bevölkerung
mit der einwanderungs- und Klima-
schutzpolitik verwiesen. Darüber hinaus
ist aber wohl auch festzuhalten, dass sich
in den letzten zwei, drei Jahren ganz all-
gemein und gegen den trtrt end in den ein-
einhalb Jahrzehnten zuvor eine entfrem-
dung zwischen der Politik und vielen
Bürgern vollzogen hat.
Deutlich erkennbar ist dies an den er-

gebnissen der vom institut für Demosko-
pie Allensbach regelmäßig in Repräsen-
tativumfragen gestellten Frage „hat man
als Bürger einfluss auf das, was hier am
Ort geschieht, oder ist man da macht-
los?“ seit dem Jahr 1992, als die Frage
zum ersten Mal gestellt wurde, stieg lang-
sam, aber eindeutig die Anzahl derjeni-derjeni-der
gen, die sagten, man habe durchaus ein-
fluss auf die VorgängeVorgängeV am WohnoWohnoW rt. VoVoV r
rund drei Jahrzehnten vertraten 22 Pro-
zent der Befragten diese Meinung. 2021
war der WerWerW t auf 47 Prozent gestiegen.
Nun aber, in der aktuellen Umfrage im
AufAufA trag der F.A.Z., ist er wieder zurück-
gefallen, und zwar auf 29 Prozent. Umge-
kehrt war von 1992 bis 2021 die Anzahl
derer, die angaben, man sei als Bürger
machtlos, von 55 auf 30 Prozent zurück-
gegangen. Aktuell liegt der WerWerW t wieder
bei 52 Prozent und damit fast auf dem
gleichen Niveau wie vor 31 Jahren. Noch
negativer sind die WerWerW te in Ostdeutsch-
land: hier meinten fast zwei Drittel (63
Prozent), man sei als Bürger machtlos.
Nur 14 Prozent widersprachen.
Man kann sich des eindrucks nicht er-

wehren, dass sich in den letzten Jahren
viele Debatten in Politik und Medien so
sehr von der lebenswirklichkeit der Bür-
ger entfefef rnt haben, dass diese sich darin
kaum noch wiederfinden. erkennbar ist
dies auch an den Diskussionen um Ände-
rungen im WaWaW hlrecht. Dieses thema bil-
dete den schwerpunkt der aktuellen Um-
frage. Die ergebnisse zeigen, dass
manche öffefef ntlich erhobene Forderung
nach einer Refofof rm des WaWaW hlrechts offefef n-
sichtlich an den WüWüW nschen und Bedürf-
nissen der Mehrheit vorbeigeht.
Um zu verstehen, in welchemMaß dies

der Fall ist, muss man sich zunächst ein-
mal den Wissensstand der Bevölkerung
zu Grundprinzipien der Demokratie und
des WahlrWahlrW echts vor AugenAugenA führen. Die
aktuelle Umfrage enthielt hierzu zwei
Fragen. Die eine lautete: „W„W„ ie ist das
eigentlich bei uns im Grundgesetz gere-
gelt, haben wir eine repräsentative De-
mokratie oder eine direkte Demokratie?“
Gerade 47 Prozent der Befragten konn-
ten auf diese Frage antworten, dass wir in
einer repräsentativen Demokratie leben;
13 Prozent gaben die falsche Antwort
„direkte Demokratie“, 40 Prozent wuss-
ten es nicht oder waren unentschieden.
Die zweite Frage betraf das Prinzip des

Zwei-stimmen-WahlrWahlrW echts. sie lautete:
„Bei der Bundestagswahl kommt es ja vor
allem darauf an, wie viele Abgeordnete
eine Partei in den Bundestag bringt. Wis-
sen sie zufällig, welche stimme für die
stärke der Parteien im Bundestag den
AusAusA schlag gibt: die erststimme oder die
Zweitstimme, oder sind beide gleich
wichtig?“ hier wussten nur 42 Prozent
der Befragten, dass die Zweitstimme füfüf r
die stärke der Parteien im Bundestag ent-
scheidend ist. eine klare Mehrheit von 58
Prozent machte falsche Angaben oder
wich auf die Antwort „W„W„ eißWeißW nicht“ aus.
Man wird diese ergebnisse als AusAusA weis

deutlicher Defizite in der politischen Bil-
dungsarbeit in Deutschland deuten müs-
sen, zumal sich am Wissensstand der
Bürger im VergleicVergleicV h zu Befragungen aus
früheren Jahrzehnten nicht viel geändert
hat. Doch es ist wichtig, diese Zahlen zu
kennen. Dann drängt sich nämlich die
Frage auf, ob es wirklich der Bindung der
Bürger an die Politik dient, dass die Wäh-
ler Dutzende stimmen zum „Kumulie-
ren“ und „Panaschieren“ bekommen.

VoVoV r diesem hintergrund sind auch die
Antworten der Befragten auf eine Frage
zu betrachten, bei der die interviewer
den Befragten verschiedene Aspekte
einer WaWaW hl vorlegten mit der Bitte, anzu-
geben, welche davon ihnen bei Bundes-
tagswahlen besonders wichtig seien. 74
Prozent gaben bei dieser Frage an, dass
es ihnen besonders wichtig sei, dass kei-
ne Partei durch das WaWaW hlrecht einen
VoVoV rteil gegenüber einer anderen Partei
hat. An zweiter stelle in der Rangliste
folgt, genannt von 65 Prozent, der Punkt
„Dass das WaWaW hlsystem und die VeVeV rgabe
der sitze im Bundestag von jedem Bür-
ger leicht nachzuvollziehen sind“. 62
Prozent hielten es füfüf r besonders wichtig,
dass die Zahl der Abgeordneten eine
festgelegte Obergrenze hat. Andere
Punkte, die in der öffentlichen Diskus-
sion eine Rolle spielen, wurden dagegen
als weniger wichtig angesehen. Mit 46
Prozent noch recht oft wurde noch die
Aussage „Dass der Kandidat, der in
einem WaWaW hlkreis die meisten stimmen
erhält, auf jeden Fall in den Bundestag
einzieht“ ausgewählt. Allerdings fand
das Ziel, dass alle Parteien genauso viele
sitze erhalten sollten, wie ihnen nach

dem Zweitstimmenergebnis zustehen,
mit 38 Prozent nicht viel weniger Zu-
stimmung.
An diesen ergebnissen zeigt sich deut-

lich die Problematik des kürzlich vom
Bundestag verabschiedeten neuen WaWaW hl-
gesetzes. Denn eine fixe Obergrenze der
Anzahl der AbAbA geordneten, eine exakte
Repräsentation des Zweitstimmenergeb-
nisses und sichere sitze füfüf r alleWaWaW hlkreis-
sieger sind nicht gleichzeitig zu verwirkli-
chen. Dennoch müsste man im licht
dieser Resultate annehmen, dass das neue
WaWaW hlgesetz auf Zustimmung stößt, be-
rücksichtigt es doch die drei von den Be-
fragten am häufigsten genannten Krite-
rien: es ist zumindest etwas einfacher und
nachvollziehbarer als das alte system, es
füfüf hrt eine fefef ste Obergrenze bei der Zahl
der AbAbA geordneten ein, und es bevorzugt –
zumindest theoretisch – keine Partei.
Und tatsächlich reagierten die Befrag-

ten in der vorliegenden Umfrage zumin-
dest nicht negativ auf die Neuregelung. es
wurde versucht, mit möglichst verständli-
chen Formulierungen die zwei wichtigsten
Änderungen des WaWaW hlsystems vorzustel-
len. eine Frage lautete: „Bisher war es so,
dass eine Partei auch dann in den Bundes-

tag einziehen konnte, wenn sie bundes-
weit zwar weniger als füfüf nf Prozent der
Zweitstimmen bekam, aber dafüfüf r mindes-
tens drei WaWaW hlkreise gewonnen hatte. Die-
se Regel ist jetzt abgeschafft worden und
eine Partei muss zwingend füfüf nf Prozent
der Zweitstimmen erhalten, um in den
Bundestag einzuziehen. Finden sie diese
Neuregelung gut, oder finden sie die alte
Regelung besser?“ 52 Prozent der Befrag-
ten antworteten auf die Frage, sie fänden
die neue Regelung gut, nur 18 Prozent be-
vorzugten die alte. WeWeW nn man allerdings
ausdrücklich darauf hinwnwn eist, dass das
neue Gesetz dazu füfüf hren könnte, dass die
csU aus demBundestag ausscheidet, auch
wenn sie in Bayaya ern fast alleWaWaW hlkreise ge-
winnt, relativiert sich das Bild. im licht
dieser infofof rmation befüfüf rworteten nur
noch 40 Prozent die neue Regelung, 26
Prozent widersprachen, auffallend viele
(34 Prozent) äußerten sich unentschieden.

U nsicher zeigten sich vieleBefrfrf ag-
te auaua ch bei der Beurteilung der
zweiten potentiellen Folge des
neuen WaWaW hlrechts, nämlich,

dass es vorkrkr okok mmen kann, dass ein Kandi-
dat, der in seinem WaWaW hlkrkrk eis die meisten
stimmen erhrhr ält, nicht in denBundestag ein-
zieht. Bei der FrFrF age, ob sie das in Ordnunun ng
fäfäf nden oder ob in jedem Fall der direktktk ge-
wählte Kandidat einziehen sollte, zeigten
sich dieBefrfrf agten ratlos: 39 Prozent fafaf nden,
es sollte in jedem Fall der WaWaW hlkrkrk eisgewin-
ner in den Bundestag, 31 Prozent meinten
dagegen, eine solche Neuregelung sei in
Ordnunun ng. 30 Prozent waren unentschieden.
ein solches ergebnis, bei dem sich grob je
ein Drittel der Befrfrf agten füfüf r und gegen eine
Position auaua sspricht und das verbrbr liebene
Drittel auaua f die Kategorie „Unentschieden“
auaua sweicht, ist ein deutliches Kennzeichen
füfüf r Orientierungslosigkekek it in der Bevölkekek -
rung. Man mumum ss annehmen, dass viele von
der FrFrF age übübü erfofof rdert waren.
Bei jenen Aspekten des themas WaWaW hl-

recht aber, die unkompliziert zu fofof rmulie-
ren und in ihren potentiellen Folgen über-
schaubar sind, erkennt man, dass sich die
öffefef ntliche Diskussion entgegen demWiWiW l-
len der Mehrheit der Bevölkerung bewegt.
so lehnten in der aktuellen Umfrage 63
Prozent der Befragten eine VeVeV rlängerung
der WaWaW hlperiode von vier auf füfüf nf Jahre
ab. lediglich 19 Prozent meinten, man
sollte nur alle füfüf nf Jahre wählen. Rechnet
man diejeje enigen hinzu, die sich füfüf r einen
noch längeren Zeitraum aussprachen,
kommt man auf 22 Prozent.
Bei der Frage „Fänden sie es besser,

wenn junge Menschen schon ab 16 Jahren
an Bundestagswahlen teilnehmen dürften,
oder sollte es bei 18 Jahren bleiben?“ ant-
worteten drei Viertel, sie seien dafüfüf r, dass
es beim Mindestwahlalter von 18 Jahren
bleibt. Dabei hat seit dem Jahr 2008, als
zum ersten Mal nach dem thema gefragt
wurde, die Zahl der Befüfüf rworter einer
senkung des WaWaW hlalters nur geringfüfüf gig
zugenommen. selbst die unter 30-Jährigen
sprachen sich in der aktuellen Umfrage
mit einer klaren Mehrheit von 52 zu 34
Prozent füfüf r eine Beibehaltung des WaWaW hl-
alters aus. Die AbAbA lehnung zieht sich dabei
durch fast alle politischen lager. lediglich
die Anhänger der Grünen, deren Partei
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Deutsche FrAgen – Deutsche Antworten

AmBürger vorbei
Viele Deutsche meinen, keinen
einfluss mehr auf das zu haben,
was um sie herum geschieht.
VonVonV Thomas PePeP tersen,ersen,er
Institut fürfürf Demoskopie
Allensbach

Fragen zur Demokratie
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Hat man als Bürger Einfluss darauf, was amWohnort geschieht, oder ist man da machtlos?
(in Prozent)
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52Man ist machtlos

Man hat Einfluss

Sollte das Wahlalter bei Bundestagswahlen
16 oder 18 Jahre betragen? (in Prozent)

Sollte man den Bundestag weiter alle vier
Jahre wählen, alle fünf Jahre oder in noch
größeren Zeitabständen?

Alle vier Jahre
Alle fünf Jahre

Größere Zeitabstände 20152008 2021 2023

9 13 19 16

86 79
71 75

16 Jahre 18 Jahre

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 9. bis 22.6.2023, 1039 Befragte, gerundete Angaben. F.A.Z.-Grafik Walter

Die Stärke der Parteien

Grüne

Linke

AfD

CDU/CSU

Wenn schon am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie wählen?
(Zweitstimmen-Ergebnisse in Prozent)
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Bundestagswahl

24,1
25,7

10,3
11,5

4,9

14,8

8,7

Jan. 2022 Jan. 2023Juni Juni

SPD

Sonstige
FDP

15,0

4,0

17,0

31,0

19,0

6,0
8,0

Jugend schreibt
Lehrkräfte gesucht!

Jetzt bis
31. Oktober 2023
bewerben!

Bewerbungen und Anfragen
IZOP-Institut
Heidchenberg 11
52076 Aachen
Kennwort: „Jugend schreibt“
Telefon (0 24 08) 58 89-18
js@izop.de

Die FrankfurterAllgemeine Zeitung und das
IZOP-Institut bieten zum 37. Mal das Projekt
„Jugend schreibt – Zeitung in der Schule“ an.
Das Projekt richtet sich an Klassen und Kurse
der Sekundarstufen in allen Schulformen.

Die Teilnehmer erhalten kostenfrei ab dem
1. Februar 2024 ein digitales Jahresabonnement
der F.A.Z. und damit die Chance, im Unterricht
mit der Zeitung zu arbeiten. Die Schüler können
selbst journalistische Texte schreiben. Aus-
gewählte Beiträgewerden auf der Seite „Jugend
schreibt“ in der FrankfurterAllgemeinen Zeitung
veröffentlicht. Die Bewerbung erfolgt schriftlich
durch die Lehrkraft unterAngabe von: Schule,
Schultyp, Bundesland, Klasse (Kurs), Schülerzahl,
unterrichtete Fächer und Zahl derWochenstun-
den in dieser Klasse.

Teilnahmebedingungen
Leitung der Klasse auch nach
Schuljahreswechsel
Teilnahme der Lehrkraft am ein-
einhalbtägigen Einführungsseminar
vom 1. bis 2. Februar 2024

© Frankfurter Allgemeine Zeitung GmbH, Frankfurt. Alle Rechte vorbehalten. Zur Verfügung gestellt vom
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